
 

 
 

1 
 

 Rechtsprechungsreport Dezember 2025 
  

   
Immer auf dem neuesten Stand –  
Ihr Rechtsgebiet, unsere Expertise 

I. Bayerisches Oberste Landgericht: Bußgeldrechtlich relevantes Handeln von 
Leitungspersonen muss konkret und individualisiert festgestellt werden 
 

 
Das Bayerische Oberste Landgericht („BayObLG“) hat seine Feststellungsanforderungen 
für die Verhängung einer OWiG-Geldbuße gegen eine juristische Person präzisiert 
(BayObLG, Beschluss v. 07.07.2025 - 202 ObOWi 278/25). Es verlangt, dass die bei der 
juristischen Person verantwortliche und vertretungsberechtigte natürliche Person für die 
Bußgeldfestsetzung konkret benannt werden muss; ihr muss ein bestimmtes 
ordnungswidriges Handeln konkret zugerechnet werden (unten 2.). Die Anforderungen 
sind auf die Festsetzung von Bußgeldern durch die Staatsanwaltschaft übertragbar (unten 
4.).  Das Gericht ging ferner implizit davon aus, dass das Fehlverhalten im Fall einer 
ausländischen juristischen Person auch im Ausland, das heißt außerhalb des räumlichen 
Anwendungsbereichs des OWiG, stattgefunden haben kann (unten 3.). Doch zunächst zum 
Sachverhalt (unten 1.) 
 
1. Sachverhalt und erstinstanzliches Verfahren 
 
Der bei einer rumänischen Spedition angestellte LKW-Fahrer war in Deutschland mit einer 
Sattelzugmaschine samt Sattelauflieger in eine Fahrzeugkontrolle geraten. Es wurde 
festgestellt, dass die Fahrzeugkombination die zugelassene Länge über alles um 163cm 
überschritt.  
 
Das Amtsgericht setzte gegen die rumänische SRL (Rechtsform vergleichbar einer 
deutschen GmbH) als Nebenbetroffene eine Geldbuße von EUR 2.850 fest. Es begründete 
die Geldbuße damit, der Fahrer sei von der rumänischen SRL beauftragt worden, obwohl 
diese gewusst habe, dass die zulässige Länge überschritten werden würde. Das 
Amtsgericht erklärte sich davon überzeugt, dass die rumänische SRL „durch die für sie 
handelnden Personen Kenntnis von der durch den Fahrauftrag hervorgerufenen 
Überlänge gehabt habe und trotz dieser Kenntnis die Fahrt beauftragt“ habe. Auch sei bei 
der Disposition bekannt gewesen, dass der Transport durch Deutschland führen würde. 
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2. Anforderungen an die Feststellung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit einer der 
in § 30 Abs. 1 OWiG genannten Personen 
 
Das BayObLG hob das Urteil des Amtsgerichts auf, weil dieses keine hinreichend konkreten 
Feststellungen zu den Voraussetzungen des § 30 Abs. 1 OWiG getroffen hatte bzw. 
Feststellungen hierzu bewusst offengelassen hatte. Insbesondere beanstandete das 
BayObLG Folgendes: 
 
• Die Feststellungen und Wertungen des Amtsgerichts erschöpften sich darin, dass in 

den Urteilsgründen zwar die Person des vertretungsberechtigten Geschäftsführers der 
rumänischen SRL namentlich benannt sei. Feststellungen dazu, ob oder warum gerade 
dieser Person ein bußgeldrechtlich relevantes Handeln konkret zuzurechnen war, 
fehlten gänzlich.  

• Die gebotenen Feststellungen dürfen nicht durch vage Formulierungen, wonach der 
rumänischen SRL bzw. den für sie handelnden Personen bekannt gewesen sei, dass in 
Deutschland der bußgeldbewehrte Autotransport so nicht erlaubt sei, ersetzt werden. 
Wendungen dieser Art beantworten nicht die Frage, wer konkret den beanstandeten 
Transport über das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland angeordnet hat oder 
hierfür aus welchen Gründen verantwortlich war.  

• Vorsätzliches Handeln einer Leitungsperson gem. § 30 Abs. 1 OWiG folgt nicht schon 
daraus, dass Mitarbeiter des Unternehmens bereits mehrfach in ähnlicher Art und 
Weise aufgefallen sind. Es reicht auch nicht aus, dass sich das Gericht hinsichtlich des 
Vorsatzes auf nicht näher beschriebene Quellen bzw. auf öffentlich zugängliche 
Informationen über die rumänische SRL bezieht. 

• Name und Funktion des Disponenten der rumänischen SRL, der nach Angaben des 
Fahrers von der Unzulässigkeit der Transporte gewusst hatte, wurden ebenfalls nicht 
festgestellt. 

• Es fehlten tatsächliche Feststellungen zur Betriebsorganisation der rumänischen SRL 
sowie zum etwaigen Zeitpunkt oder zum konkreten Umfang einer etwaigen 
Aufgabendelegation an den Disponenten zur eigenverantwortlichen Wahrnehmung 
der Unternehmerpflichten. 
 

Das BayObLG liegt mit seien Anforderungen im Wesentlichen auf einer Linie mit anderen 
Obergerichten in vergleichbaren Fällen (vgl. z.B. OLG Düsseldorf, Beschluss v. 15.07.1988 
– 5 Ss (OWi) 213/88 u. 13.11.1986 5 Ss (OWi) 380/86; OLG Köln, Beschluss v. 14.05.1985 
– Ss 279/85 B; OLG Bamberg, Beschluss v. 12.06.2013 – 2 Ss OWi 659/13 u. 18.12.2017 – 
3 Ss OWi 1774/17).  
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Zentral ist die folgende Anforderung: Der Vorwurf der Begehung einer 
Ordnungswidrigkeit gegenüber dem gesetzlichen Vertreter einer juristischen Person oder 
einer sonstigen Leitungsperson des Unternehmens setzt stets voraus, dass  

 
(1) konkret diese natürliche Person festgestellt wird  

und 
(2) ihr die bestimmte Ordnungswidrigkeit nach den allgemeinen Grundsätzen von 

Täterschaft und Teilnahme, Tun und Unterlassen zugerechnet werden kann.  
 
3. Praxishinweise für interne Untersuchungen und Verhandlungen mit der 
Staatsanwaltschaft  
      
In Anbetracht der Zuständigkeit des BayObLG auch für von der Staatsanwaltschaft 
München I geführte Ermittlungsverfahren kann die praktische Bedeutung der 
Entscheidung nicht genug betont werden. Der für die Festsetzung einer Geldbuße gegen 
das Unternehmen notwendige Vorwurf der Begehung einer Ordnungswidrigkeit oder 
Straftat des gesetzlichen Vertreters oder einer sonstigen Leitungsperson des 
Unternehmens setzt im Übrigen nicht nur nach Auffassung des BayObLG voraus, dass diese 
natürliche Person individuell festgestellt wird und ihr die Ordnungswidrigkeit oder Straftat 
als Täterin oder Tatbeteiligte im Hinblick auf ein konkretes Tun oder (vorwerfbares) 
Unterlassen zugerechnet werden. Entsprechend haben auch andere Obergerichte 
entschieden (vgl. OLG Jena, Beschluss vom 02.11.2005 – 1 Ss 242/05 u. 12.03.2004 – 1 Ss 
42/04; OLG Brandenburg, Beschluss vom 23.03.2023 – 2 ORBs 40/23).  
 
Für die Durchführung interner Untersuchungen, die Festlegung des 
Ermittlungsgegenstands und -umfangs durch die Geschäftsleitung sowie Verhandlungen 
mit der Staatanwaltschaft über ein Bußgeld bedeutet dies Folgendes:  
 
• Es bedarf einer wohlüberlegten Entscheidung, inwieweit auch ein etwaiges 

Fehlverhalten auf der Ebene der in § 30 Abs. 1 OWiG genannten Personen gezielt zu 
untersuchen ist.  

• Ergeben sich durch die interne Untersuchung diesbezüglich keine klaren und 
eindeutigen Feststellungen und ermittelt die Staatsanwaltschaft keinen präziseren 
Sachverhalt, sollte die Geschäftsleitung sorgfältig prüfen, ob sie auf Angebote der 
Staatsanwaltschaft zur schnellen Beendigung des Verfahrens gegen das Unternehmen 
als Nebenbetroffene durch Zahlung einer Geldbuße eingehen sollte. Für den Grad der 
Präzision der Feststellungen in einem Bußgeldbescheid der Staatsanwaltschaft dürften 
im Ergebnis keine geringeren Anforderungen gelten als bei einem amtsgerichtlichen 
Urteil. 
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• Bleiben die Feststellungen im Bußgeldbescheid vage, muss die Geschäftsleitung gute 
Gründe haben, weshalb es dem Unternehmenswohl dienen sollte, eine Geldbuße auf 
unsicherer Tatsachengrundlage zu akzeptieren. Andernfalls setzen sich die Mitglieder 
der Geschäftsleitung dem Risiko von Schadensersatzansprüchen wegen Verletzung 
ihrer gesellschaftsrechtlichen Vermögensbetreuungspflichten aus. 

 
4. Fehlverhalten im Ausland ausreichend? 
 
An der Entscheidung des BayObLG ferner bemerkenswert, dass sie einer ausländischen 
juristischen Person als Nebenbetroffener gilt. Das Amtsgericht, an welches das BayObLG 
den Fall zurückverwiesen hat, wird klare Feststellungen zum Fehlverhalten von im Sinne 
des § 30 Abs. 1 OWiG verantwortlichen Personen treffen müssen, die den Umständen nach 
im Ausland (hier: in Rumänien) gehandelt haben dürften.  
 
Dem liegt unausgesprochen die Annahme zugrunde, dass es ausreichen würde, wenn das 
Fehlhalten auf Leitungsebene außerhalb des in § 5 OWiG definierten räumlichen 
Anwendungsbereichs des OWiG stattgefunden hätte. Dies lässt sich § 5 OWiG nicht ohne 
Weiteres entnehmen und bedarf mit Blick auf den Legalitätsgrundsatz und das 
Territorialitätsprinzip einer rechtlichen Grundlage. Zur Lösung bieten sich zwei Wege an.  
Nach einer Auffassung soll bei der Anwendung des § 130 OWiG auf ausländische 
Leitungspersonen ausreichen, dass die Zuwiderhandlung als objektive Bedingung der 
Ahndbarkeit im Inland begangen wurde (Thoma, in: Göhler, OWiG, 19. Aufl. 2024, § 7 Rn. 
6; Graf, OWiG, 2022, § 7 Rn. 9; jeweils unter Verweis auf BGH wistra 2003, 465 – eine 
Entscheidung, die allerdings einen reinen Inlandsfall und die Bestimmung der örtlichen 
Zuständigkeit verschiedener deutscher Amtsgerichte betraf). Diese Zuwiderhandlung 
wäre im Fall der rumänischen SRL das Führen eines Fahrzeugs unzulässiger Länge auf einer 
deutschen Autobahn. Dagegen wird eingewandt, dass die objektive Bedingung der 
Ahndbarkeit kein Tatbestandsmerkmal ist, auf das sich der Vorsatz- bzw. 
Fahrlässigkeitsvorwurf bzw. die Schuld des Täters nach § 130 OWiG erstrecken muss. Eine 
die Strafbarkeit bzw. die Ordnungswidrigkeit begründende Anknüpfung an den Ort der 
Zuwiderhandlung in Deutschland wird deshalb abgelehnt (Rogall, in: Karlsruher 
Kommentar, OWiG, § 7 Rn. 15; vgl. auch BeckOK StGB/Kudlich StGB § 9 Rn. 11; Satzger 
NStZ 1998, 116).  
 
Andere Stimmen im Schrifttum behelfen sich mit der Qualifikation von § 130 OWiG als 
konkretes Gefährdungsdelikt. Der Eintritt der Zuwiderhandlung im Sinne einer konkreten 
Gefahr soll demnach zum Taterfolg gehören. Für die Bestimmung des räumlichen 
Anwendungsbereichs von § 130 OWiG wird auf diesen inländischen Erfolgsort abgestellt, 
der den im Ausland befindlichen Tätigkeitsort überlagert. Dies selbst dann, wenn der gem. 
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§ 130 OWiG Aufsichtspflichtige ausschließlich im Ausland gehandelt hat bzw. hätte 
handeln können. Für diese Auffassung lässt sich § 7 OWiG heranziehen, der bestimmt, wo 
eine Ordnungswidrigkeit begangen wird (BeckOK OWiG/Valerius, § 9 Rn. 9). Für die 
Handlungsortbegründung gemäß § 7 OWiG genügt es, wenn der Tätigkeits- oder der 
Erfolgsort im Inland liegt (ausführlich Minkoff, Sanktionsbewehrte Aufsichtspflichten im 
internationalen Konzern, 2016, Rn. 456; in diesem Sinne auch BeckOK OWiG/Valerius, § 9 
Rn. 9).  
 
Wirklich ausgeräumt sind die Bedenken von u.a. Rogall mit dem zweiten Lösungsansatz 
nicht. Denn ob an den Ort der Zuwiderhandlung als objektive Bedingung der Ahndbarkeit 
oder als Erfolgsort der Aufsichtspflichtverletzung angeknüpft wird, spielt aus Sicht der 
Person, die außerhalb des Territoriums der Bundesrepublik Deutschland handelt, keine 
Rolle. Bei einer international tätigen Spedition wird sich gegebenenfalls argumentieren 
lassen, dass es zum Betrieb eines solches Gewerbes gehört, sich mit den im gesamten 
Speditionsgebiet lokal anwendbaren Straf- und Ordnungswidrigkeitenvorschriften und 
darauf bezogenen Aufsichtspflichten auseinanderzusetzen. Offen bleibt, wie die dortigen 
Leitungspersonen von der Appellfunktion des § 130 OWiG tatsächlich erreicht werden. 
 
Das Amtsgericht wird jedenfalls sehr präzise Feststellungen dazu treffen müssen, wie sich 
das Handeln der Leitungsperson der rumänischen SRL in Deutschland ausgewirkt hat und 
ob sie diesbezüglich vorsätzlich oder schuldhaft gehandelt hat. 
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 II. Landesarbeitsgericht München: Der Weg zur 
Einsichtnahme in einen Compliance-Bericht führt über 
die Personalakte, nicht über Art. 15 DSGVO 

 

Das LAG München hat eine wichtige Differenzierung zwischen dem 
datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruch (Art. 15 DSGVO) und dem 
arbeitsrechtlichen Anspruch auf Einsicht in die Personalakte vorgenommen. Die 
Entscheidung (LAG München, Urteil vom 12. Juni 2025 - Az. 2 SLa 70/25, im 
Folgenden auch „Urteil“); in Auszügen wiedergegeben in CCZ 2025, 289, m. Anm. 
Stück) sorgt für etwas mehr Klarheit bei der Auslegung der Transparenzpflicht des 
Arbeitgebers bei internen Untersuchungen einerseits und dem Datenschutz, dem 
Schutz von Hinweisgebern sowie von Unternehmensinteressen andererseits. 
Während das Arbeitsgericht einen Anspruch gem. Art. 15 DSGVO noch bejaht hatte 
(unten 1.), verneinte das LAG München eine Anwendbarkeit von Art. 15 DSGVO und 
fand stattdessen einen Lösungsweg über das Recht zur Einsichtnahme in die 
Personalakte (unten 2.). Dem Urteil lassen sich praktische Leitlinien für die 
Überlassung von Compliance-Berichten an Arbeitnehmer entnehmen (unten 3.). Ob 
Organmitglieder Anspruch auf Einsicht in Compliance-Berichte haben, ist hingegen 
weitaus ungewisser und beurteilt sich im System der Organhaftung nach anderen 
Maßstäben (unten 4.). 

1. Sachverhalt und erstinstanzliches Verfahren 

Anstoß des Verfahrens war die außerordentliche, hilfsweise ordentliche Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses mit einer leitenden Angestellten während ihrer Elternzeit. 
Die Arbeitgeberin hatte aufgrund von Hinweisen auf problematisches 
Führungsverhalten der leitenden Angestellten eine interne Compliance-
Untersuchung durchgeführt und stützte sich zur Begründung auf Ergebnisse einer 
Compliance-Untersuchung. Die leitende Angestellte klagte auf Vorlage des 
Abschlussberichts zur Compliance-Untersuchung („Compliance-Bericht“) als 
Beweismittel. Das beklagte Unternehmen verweigerte die Herausgabe einer 
vollständigen Kopie des Compliance-Berichts unter Berufung auf den Schutz von 
Hinweisgebern sowie Geschäftsgeheimnissen. 

Das Arbeitsgericht München war der Forderung der Angestellten nachgekommen. 
Diese habe, so das Arbeitsgericht München, gemäß Art. 15 Abs. 3 DSGVO Anspruch 
auf Herausgabe einer Kopie des Compliance-Berichts. 
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2. Der Lösungsweg des LAG München  

a) Abgrenzung zu Art. 15 Abs. 3 DSGVO 

Nach Auffassung des LAG München begründet Art. 15 DSGVO keinen Anspruch auf 
Herausgabe vollständiger Schriftstücke, die neben personenbezogenen Daten auch 
rechtliche Bewertungen, interne Einschätzungen oder Aussagen Dritter enthalten 
(Urteil, Rn. 64 ff.). 

Der Zweck des Auskunftsrechts – die Kontrolle der Rechtmäßigkeit der 
Datenverarbeitung durch die betroffene Person – sei im vorliegenden Fall durch die 
Gewährung der Einsichtnahme in die Personalakte erfüllt. Eine vollständige Kopie 
des Dokuments sei nicht erforderlich, um diesen Zweck zu erreichen. 

Damit vermeidet das LAG München geschickt die Beantwortung einer umstrittenen 
Rechtsfrage. Durch Zulassung der Revision spielt es den Ball dem 
Bundesarbeitsgericht („BAG“) zu. Bedenkt man, dass das BAG die Frage der 
Auslegung von Art. 15 DSGVO dem EuGH vorlegen könnte, wird man auf eine 
höchstrichterliche Klärung voraussichtlich noch einige Zeit warten müssen.    

b) Bestätigung des arbeitsrechtlichen Einsichtsrechts 

Unabhängig von der DSGVO bejahte das LAG München ein Einsichtsrecht der 
Klägerin aus arbeitsrechtlichen Vorschriften gem. § 26 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über Sprecherausschüsse der leitenden Angestellten (SprAuG) i.V.m. § 83 BetrVG 
(Urteil, Rn. 89 ff.). Der Compliance-Bericht sei Teil der Personalakte der leitenden 
Angestellten, da er Informationen über ihr Verhalten und ihre Leistung enthält 
(Urteil, Rn. 92 f.). Maßgeblich für die Zuordnung ist der materielle 
Personalaktenbegriff. Unerheblich ist, was der Arbeitgeber als Personalakte 
bezeichnet. Auch Sonder- oder Nebenakten, gleichgültig wo sie geführt werden, 
sind Bestandteile der Personalakte. Personalakten sind nach BAG-Rechtsprechung 
eine Sammlung von Urkunden und Vorgängen, die die persönlichen und 
dienstlichen Verhältnisse des Bediensteten betreffen und in einem inneren 
Zusammenhang mit dem Dienstverhältnis stehen. Auf eine äußere Zuordnung 
kommt es nicht an (BAG, 17.10.2024 – 8 AZR 42/24, NZA 2025, 25, 28; BAG, 
16.11.2010 – 9 AZR 573/09, BAGE 136, 156 = NZA 2011, 453 Rz. 13). Das LAG 
München erachtete es als unstreitig, dass sich der Compliance-Bericht auf das 
Verhalten der Klägerin im Arbeitsverhältnis, namentlich auf ihr Führungsverhalten 
bezog. Der innere Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis ergab sich auch 
daraus, dass die Beklagte die Ergebnisse der Compliance-Untersuchung zum Anlass 
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genommen hatte, beim Gewerbeaufsichtsamt die Zustimmung zu einer Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses zu beantragen. 

Einem Arbeitnehmer, der kein leitender Angestellter war, hatte bereits das LAG 
Baden-Württemberg ein Recht auf Einsicht in die Feststellungen einer internen 
Beschwerdestelle (Business Practice Office) als materiell-rechtlichen Bestandteil der 
Personalakte gem. § 83 BetrVG zugesprochen (LAG Baden-Württemberg, 
Urt. v. 20.12.2018 – 17 Sa 11/18, NZA-RR 2019, 242, Rn. 155 ff.). Das dortige 
Auskunftsbegehren betraf Primärquellen, wie z.B. E-Mail-Korrespondenz, nicht 
hingegen den Untersuchungsbericht der Beschwerdestelle.   

c) Schutz Dritter und Schwärzungen 

Das Hinweisgeberschutzgesetz oder Geschäftsgeheimnisse standen der 
Einsichtnahme nach Auffassung des LAG München nicht grundsätzlich entgegen 
(Urteil, Rn. 94 ff.). Das LAG München betont, dass die Interessen von Hinweisgebern, 
denen Anonymität zugesichert wurde, durch gezielte Anonymisierungen gewahrt 
werden können. Unterlässt der Arbeitgeber diese Anonymisierung, kann er dem 
Angestellten, der Einsicht in seine Personalakte begehrt, dies nicht unter Hinweis 
auf die von ihm unterlassene Anonymisierung verweigern. Ein pauschaler 
Ausschluss der Einsichtnahme ist also nicht gerechtfertigt. Ein Geschäftsgeheimnis 
stellt der Compliance-Abschlussbericht nach Auffassung des LAG München schon 
deshalb nicht dar, weil eine geheime Personalakte nicht zulässig sei, ihr Inhalt 
folglich kein gegenüber dem betroffenen Arbeitnehmer geschütztes 
Geschäftsgeheimnis sei.  

Die Revision zum Bundesarbeitsgericht ließ das LAG München aufgrund 
grundsätzlicher Bedeutung zu, soweit es die Klage auf Überlassung einer Kopie nach 
Art. 15 Abs. 3 DSGVO abgewiesen hatte. Hinsichtlich des Einsichtsrechts der Klägerin 
in ihre Personalakte warf der Fall aus Sicht des LAG München keine 
klärungsbedürftigen Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung auf. 

3. Praxishinweise 

Dem Urteil lassen sich wichtige Leitlinien für Unternehmen im Umgang mit internen 
Compliance-Berichten entnehmen: 

• Keine automatische Dokumentenherausgabe: Arbeitgeber sind nicht 
verpflichtet, interne Untersuchungsberichte an betroffene Mitarbeiter gem. Art. 
15 DSGVO auszuhändigen. Die Verweigerung der Kopie des Gesamtdokuments 
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ist nach dem Urteil des LAG München zulässig, solange der Arbeitgeber Einsicht 
in die Personalakte gewährt. 

• Einsichtsrecht in die Personalakte: Da Compliance-Berichte regelmäßig der 
Personalakte zugeordnet werden, muss ein Einsichtsrecht nach § 83 BetrVG/§ 
26 SprAuG gewährt werden. 

• Sorgfältige Anonymisierung: Interessen Dritter (z.B. Identität von 
Hinweisgebern, unveröffentlichte Geschäftsgeheimnisse) müssen im Einzelfall 
abgewogen und durch gezielte Anonymisierungen geschützt werden. Eine 
pauschale Verweigerung der Einsicht ist unzulässig. 
 

4. Einsichtsrechte auch von Organmitgliedern? 

Nicht von der Entscheidung des LAG erfasst sind etwaige Ansprüche von 
Organmitgliedern auf Herausgabe bzw. Einsichtnahme in Compliance-Berichte. 
Gerät das Organmitglied in einen Streit mit der Gesellschaft über angebliche 
Pflichtverletzungen, hat das Organmitglied ein ähnliches Interesse an der 
Einsichtnahme in einen Untersuchungsbericht, der Feststellungen aus einer 
internen Untersuchung des Organverhaltens enthält. Organmitglieder sind jedoch 
keine leitenden Angestellten im Sinne des SprAuG. Ihnen steht gem. § 28 SprAuG 
kein Anspruch auf Einsichtnahme in ihre Personalakte zu. Wird ein Organmitglied 
mit einer Kündigung und/oder Schadensersatzansprüchen konfrontiert (z.B., weil es 
angeblich seine Überwachungspflichten verletzt hat), ist fraglich, ob es den 
Compliance-Bericht einsehen darf, der seine angeblich pflichtwidrigen Handlungen 
dokumentiert oder ggf. sogar entlastende Feststellungen enthält. Bedeutsam sind 
Compliance-Berichte auch für den Innenregress unter Vorstandsmitgliedern, die 
gesamtschuldnerisch haften.   

Im Schrifttum ist umstritten, ob die Gesellschaft gem. Art. 15 Abs. 3 DSGVO zu 
umfassender Auskunft über personenbezogene Daten (und damit gegebenenfalls 
über haftungsrelevante Informationen, einschließlich entlastender 
Sachverhaltselemente) verpflichtet ist (in diesem Sinne Korch/Chatard, NZG 2020, 
893; dagegen Reichert/Groh, NZG 2021, 1381). Im Kontext der Organhaftung ist der 
Streit besonders brisant, da ein aus Art. 15 Abs. 3 DSGVO abgeleiteter 
Auskunftsanspruch das vom Gesetzgeber angeordnete System der 
Beweislastverteilung in § 93 Abs. 2 Satz 2 AktG durchkreuzen könnte 
(Reichert/Groh, NZG 2021, 1381, 1383). Befürchtet wird auch, dass die Erfüllung 
eines umfassenden Auskunftsanspruchs gem. Art. 15 Abs. 3 DSGVO das 
Unternehmen und seine Ressourcen stark belasten würde (vgl. LG Heidelberg Urt. 
v. 21.2.2020 – 4 O 6/19, BeckRS 2020, 3071 Rn. 24). Organmitglieder, die mit 
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Haftungsansprüchen konfrontiert werden, könnten die Drohung mit einem 
Anspruch aus Art. 15 Abs. 3 DSGVO als taktisches Mittel in Vergleichsverhandlungen 
einsetzen. Das LG München I hat einen Anspruch gem. Art. 15 Abs. 3 DSGVO mit der 
Begründung abgelehnt, Unterlagen, die die Organtätigkeit einer natürlichen Person 
beträfen, bezögen sich gerade auf sein Tätigwerden für die Gesellschaft, der das 
Handeln der Organe zugerechnet werde; juristische Personen hätten keine 
"personenbezogenen Daten", wie sich aus Art. 4 Nr. 1 DSGVO ergebe (LG 
München I, Teilurteil vom 5.9.2024 – 5 HK O 17452/21, Rn. 328). 

Mangels gerichtlicher Entscheidungen bleibt Art. 15 Abs. 3 DSGVO als 
Anspruchsgrundlage ungewiss. Die Position insbesondere ausgeschiedener 
Vorstandsmitglieder ist somit deutlich schwächer als die eines leitenden oder 
sonstigen Angestellten. Organmitgliedern soll nur im Fall der Beweisnot ein 
Informationsanspruch auf Grundlage von § 810 BGB analog in Verbindung mit einer 
nachwirkenden Fürsorgepflicht der Gesellschaft zustehen (Koch, AktG, 19. Aufl. 
2025, § 93 Rn. 110). Als Referenz wird richtungsweisend eine Entscheidung des BGH 
(BGH, Beschluss vom 7.7.2008 – II ZR 71/07, NZG 2008, 834) angeführt, in der der 
BGH lediglich – in einer im Ergebnis nichtentscheidungserheblichen Passage – 
ausgeführt hat, dass die Interessen des Vorstandsmitglieds dadurch geschützt seien, 
dass die Gesellschaft die ihm gegebenenfalls vorzuwerfende Pflichtverletzung zu 
bezeichnen und ihm Einsicht in die dafür maßgeblichen Unterlagen zu gewähren hat 
(BGH, Beschluss vom 7.7.2008 – II ZR 71/07, NZG 2008, 834).  

Dieser BGH-Rechtsprechung wird entnommen, die Gesellschaft habe in 
Nachwirkung ihrer Treuepflicht (§ 242 BGB) dem Vorstandsmitglied das in ihrem 
Besitz befindliche Beweismaterial zugänglich zu machen und ihm erforderlichenfalls 
Einsicht in die Bücher und Schriften zu gewähren. Das LG München I hat dies im Jahr 
2024 in einer den Wirecard-Komplex betreffenden Entscheidung bestätigt (LG 
München I, Teilurteil vom 5.9.2024 – 5 HK O 17452/21, Rn. 325). Für einen Anspruch 
auf Einsicht wird außerdem der Grundsatz der prozessualen Waffengleichheit 
angeführt (Spindler, Münchener Kommentar AktG, 6. Aufl. 2023, § 93 Rn. 235). Der 
genauere Inhalt eines solchen Anspruchs bleibt jedoch vage bzw. stark 
einzelfallabhängig. Umstritten ist etwa, ob der Informationsanspruch auf 
Primärquellen, also z.B. E-Mails und Protokolle aus der Amtszeit des 
Vorstandsmitglieds beschränkt ist oder ob er auch Sekundärunterlagen wie 
beispielsweise Compliance- oder sonstige Untersuchungsberichte umfasst (zu Kritik 
und Meinungsstand Koch, AktG, 19. Aufl. 2025, § 93 Rn. 110 m.w.N.). Im Prozess 
wird die Beweisnot des Vorstandsmitglieds gegebenenfalls durch die sekundäre 
Beweislast der Aktiengesellschaft abgemildert (Krieger, Festschrift U.H. Schneider, 
2011, 717, 721). Einen Anspruch auf Befragung ehemaliger Mitarbeiter hat das LG 
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München I abgelehnt, da diese nicht in das Treurechtsverhältnis zwischen 
Gesellschaft und Vorstandsmitglied einbezogen sind (LG München I, Teilurteil vom 
5.9.2024 – 5 HK O 17452/21, Rn. 327).  

Das ausgeschiedene Organmitglied muss aber in der Regel abwarten, bis es von der 
Gesellschaft nicht nur formell in Anspruch genommen wird, sondern bis die 
Gesellschaft den Anspruch gerichtlich geltend macht, da es sich auf die sekundäre 
Darlegungslast bzw. den Grundsatz prozessualer Waffengleichheit praktisch nur in 
einem bereits anhängigen Gerichtsverfahren berufen kann. In vorprozessualen 
Verhandlungen über einen Vergleich mit der Gesellschaft und D&O-Versicherern 
befindet sich das ehemalige Organmitglied in der misslichen Lage, dass es über 
weniger Informationen verfügt als die Gesellschaft und Arbeitnehmer, denen die 
Gesellschaft ebenfalls Fehlverhalten vorwirft.  

In Anbetracht dieser Unwägbarkeiten kann es aus Sicht des Organmitglieds 
empfehlenswert sein, bei Amtsantritt Aufbewahrungspflichten und Einsichtsrechte 
in Unterlagen nach dem Ausscheiden vertraglich zu regeln (dazu Wilsing, Festschrift 
Henssler, 2023, 1333, 1340 ff.). 

_______________ 
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